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Zusiellungsvcrf ahren.
§ 37

Auf das Verfahren bei Zustellungen finden die Vor­
schriften der Zivilprozeßordnung über Zustellungen ent­
sprechende Anwendung.

NotVO vom 14. Juni 1932 (RGBl. IS. 285)Kap. III,Art. 2.
Der Reichsminister der Justiz wird ermächtigt, für Zu­

stellungen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, Strafsachen 
und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit von den 
gesetzlichen Vorschriften abweichende Bestimmungen zu 
erlassen sowie vorzuschreiben, daß der Zustellung bedürftige 
Mitteilungen in einer anderen Form erfolgen können.

Unmittelbare Ladung.
§38

Die bei dem Strafverfahren beteiligten Personen, denen 
die Befugnis beigelegt ist, Zeugen und Sachverständige 
unmittelbar zu laden, haben mit der Zustellung der La­
dung den Gerichtsvollzieher zu beauftragen.

Anm.i Durch Art. 9 § 1 der VO zur weiteren Vereinfachung^der Straf­
rechtspflege vom 13. August 1942 (RGBl. I S. 508) war der § 38 gestrichen 
worden.

Vereinfachte Zustellung.
§ 39

Für das die öffentliche Klage vorbereitende Verfahren, 
für die Voruntersuchung und für das Verfahren bei der 
Strafvollstreckung können durch Anordnung der Landes­
justizverwaltung einfachere Formen für den Nachweis der 
Zustellung zugelassen werden.

öffentliche Zustellung.
§4°

(1) Kann eine Zustellung an einen Beschuldigten, wel­
chem eine Ladung zur Hauptverhandlung noch nicht zu­
gestellt war, nicht in der vorgeschriebenen Weise im 
Deutschen Reiche bewirkt werden, und erscheint die Be-
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